


�








Senatsresolution


Vorsorge für den doppelten Abiturientenjahrgang 2007








Die Martin-Luther-Universität Halle-Wittenberg stellt sich der Verantwortung, zusammen mit dem Land Sachsen-Anhalt Vorsorge für den doppelten Abiturientenjahrgang 2007 zu treffen.





Mit dieser Resolution macht der Senat der Martin-Luther-Universität Halle-Wittenberg deutlich, dass die im Rahmen der Zielvereinbarung 2006 bis 2010 zugesagten Mittel lediglich für die in der Hochschulstrukturplanung 2003/2004 festgelegten Ausbildungskapazitäten ausreichen. Eine Erhöhung der Ausbildungskapazitäten in den Jahren 2007 bis 2011 - insbesondere wegen der zu erwartenden deutlichen Erhöhung der Studierendennachfrage durch den doppelten Abiturientenjahrgang 2007 – ist nur durch die zusätzliche Bereitstellung von Finanzmitteln durch das Land möglich. Neben Mitteln zur temporären Verstärkung des Lehr- und Verwaltungspersonals müssen zusätzliche Sachmittel zur Unterstützung von Lehrveranstaltungen und zur Bereitstellung von Raumressourcen zur Verfügung gestellt werden. 





Der Senat begrüßt die Festlegungen der Koalitionspartner in der Koalitionsvereinbarung vom 18. April 2006. Dort heißt es: „... Die erhöhte Nachfrage nach Studienplätzen in Folge des doppelten Abiturientenjahrgangs 2007/2008 darf nicht zur Verschärfung von Zugangsbeschränkungen und zur verstärkten Abwanderung von Landeskindern führen. Mögliche Verdrängungseffekte auf dem Lehrstellenmarkt sollen vermieden werden. Deshalb sind geeignete Maßnahmen an den Hochschulen zu ergreifen und finanziell abzusichern, damit sie in diesen Jahren vorübergehend größere Studienanfängerzahlen bewältigen können. ...“


Der Senat möchte mit dieser Resolution das Kultusministerium und die im Landtag vertretenen Parteien an ihre Verantwortung in einer Situation erinnern, die durch ihre Entscheidungen eingetreten ist. 


Das Rektorat wird gebeten, zusammen mit dem Kultusministerium die Höhe der zusätzlichen Ausbildungskapazitäten und die dafür notwendigen und zusätzlich zur Verfügung zu stellenden Finanzmittel zu ermitteln. Auf dieser Grundlage sind die Verhandlungen mit dem Land Sachsen-Anhalt mit dem Ziel aufzunehmen, die notwendigen zusätzlichen Mittel zur Verfügung zu stellen.
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